Mésalliance oder notwendige Bedingung? by Becker Soest, Dorothee & Wink, Rüdiger
S C H W E R P U N K T K o o p e r a t i o n 
: 
Kooperationen in einer 
• m Mésalliance oder 
notwendige Bedingung? 
Ist das Verhältnis zwischen Kooperation und marktwirtschaftlicher Umweltpoli-
tik zwangsläufig eine Mésalliance? Im folgenden wird zunächst die Dringlich-
keit marktwirtschaftlicher Strategien angesichts eines sich ändernden umwelt-
politischen Handlungsbedarfs aufgezeigt. Auf dei Basis eines erweiterten 
Konsens- und Kooperationsbegriffs wird dann begrür<cht, warum Kooperationen 
sogar eine notwendige Bedingung für die Funktion eines marktwirtschaftlichen 
Systems darstellen und welche Schlußfolgerungen daraus für die Gestaltung der 
Umweltpolitik zu ziehen sind. 
DVon Dorothee Becker Soest und Rüdiger Wink ie Suche nach Konsens in der Gesell-
schaft scheint im Moment das politische Tages-
geschehen zu bestimmen (1). Nicht nur zur 
Bewältigung beschäftigungspolitischer Pro-
blemstellungen, sondern vor allem auch im 
Bereich der Umweltpolitik, in dem die Kollek-
tivgutproblematik ein konzertiertes Handeln als 
einzigen Ausweg aus Dilemmastrukturen kenn-
zeichnet, wird die Manifestierung bzw. Erneue-
rung von Konsenslösungen als Ausweg aus 
gesellschaft-lichen Krisensituationen angese-
hen. Dieses Bestreben nach einer Bündelung 
aller verfüg-baren gesellschaftlichen Kräfte fin-
det seinen Ausdruck in einer zunehmenden 
Bedeutung kooperativer Ansätze beim Umgang 
mit Umweltressourcen (2). Diese Kooperatio-
nen zwischen privaten Umweltnutzern, Wis-
sensträgern sowie staatlichen Repräsentanten 
auf der Ebene lokaler Netzwerke bis hin zu 
internationalen Übereinkünften sind allgemein 
als Vereinbarungen über konkrete Maßnahmen 
zur Erreichung gemeinsam akzeptierter 
Umweltschutzzielvorgaben zu kennzeichnen, 
die die sonstige - primär ordnungsrechtlich 
geprägte und auf unmittelbare Gefahrenab-
wehrsituationen gerichtete - Umweltpolitik 
flankieren bzw. substituieren sollen. Vorausset-
zung ist somit ein gesellschaftlicher Konsens 
über konkrete Festlegungen anzustrebender 
Pfade der Umweltnutzung - entweder negativ als 
„Leitplanken" zur Charakterisierung unzulässi-
ger Umweltnutzung abgegrenzt oder positiv als 
„Leitstrahl" mit Dematerialisierungs- und Emis-
sionsminimierungsstrategien formuliert (3) -, 
deren Verwirklichung durch Kooperationen 
erleichtert wird. 
So verständlich der Ruf nach einem gesellschaft-
lichen Zusammenrücken zur Bewältigung zuneh-
mender gesellschaftlicher Konflikte auch 
erscheint, so notwendig ist zugleich jedoch eine 
Prüfung, in welchem Umfang und an welcher 
Stelle Konsens und Kooperation zentrale Bestand-
teile umweltpolitischer Strategien bilden können. 
Nicht zuletzt die Diskussionen um Selbstverpflich-
tungen der Industrie oder Abkommen zwischen 
einzelnen Unternehmen und Umweltschutzorga-
nisationen zeigen, wie vielfältig Kooperationen 
interpretiert werden sowie welche Risiken einer 
Verschiebung von Belastungen auf nicht an der 
Entscheidungsfindung beteiligte Dritte hierbei 
entstehen können und welche Bedeutung daher 
einem Referenzmaßstab zur Beurteüung institu-
tioneller Arrangements, zu denen auch Koopera-
tionen zählen, beizumessen ist (4). Dieser Refe-
renzmaßstab wird in der Ökonomie auf der Basis 
marktwirtschaftlicher Konzeptionen gebildet, die 
eine möglichst umfangreiche Einbeziehung aller 
individuellen Informationen und individuellen 
Bestrebungen zur Erweiterung des Wissensbe-
standes in einer Gesellschaft in Entscheidungen 
über den Umgang mit vorhandenen Umweltres-
sourcen anstreben. Ihnen wohnt daher ein 
Mißtrauen gegenüber allen umweltpolitischen 
Ansätzen inne, bei denen Konsens und Kooperati-
on dazu genutzt werden, Ziele in einem auf Inter-
essenvertreter reduzierten pluralen Prozeß zu 
determinieren und in konzertierten Aktionen 
umzusetzen. Damit einher gehen Befürchtungen 
eines Systems, das den Individuen Handlungen 
aufzwingt und sie zugleich aufgrund des Aufzei-
zu beschreitender Wege 
der An i iivem Denken 
beraubt. 
Ist daher das Verhältnis zwischen Kooperatio-
nen und marktwirtschaftlicher Umweltpolitik 
zwangsläufig als Mesalliance zu bezeichnen und 
welche Schlußfolgerung ist aus einem solchen 
Konflikt für die Gestaltung der Umweltpolitik zu 
ziehen? Die folgenden Ausführungen sollen 
när diesen vorschnellen Fragestellungen 
! Aspekte entgegenstellen. Eine Schlußfol-
gerung, die zur Obsoleszenz einiger Folgeüber-
legungen führen könnte, betrifft die Bedeutung 
eines Konfliktes zwischen Kooperationen und 
Marktwirtschaft. Ist die ökonomische Fokussie-
rung auf eine marktwirtschaftliche Umweltpoli-
tik nicht zu begründen, verbleibt eine hieraus 
abgeleitete Kritik an dem zuvor betrachteten 
Konsens- und Kooperationsverständnis aussage-
los. Daher wird zunächst die besondere Dring-
lichkeit marktwirtschaftlicher Strategien vor 
dem Hintergrund eines sich ändernden umwelt-
politischen Handlungsbedarfs aufgezeigt. Doch 
bezieht sich die Mesalliance-Überlegung auf den 
Konsens- und Kooperationsgedanken an sich? 
Die Beantwortung dieser Frage steht im Mittel-
punkt der abschließenden Aussagen. Auf der 
Basis eines erweiterten und marktwirtschaftli-
chen Erfordernissen angepaßten Konsens- und 
Kooperationsbegriffs wird begründet, warum 
solche Kooperationen sogar eine conditio sine 
qua non für die Funktionsweise eines markt-
wirtschaftlichen Systems darstellen. 
• Begründung einer marktwirt-
schaftlichen Umweltpolitik 
Trotz oder wegen seiner häufigen Verwendung ist 
der Umgang mit dem Begriff „Marktwirtschaft-
licher Umweltpolitik" von vielfältigen Interpre-
tationen geprägt. Insbesondere die Nähe zu 
ökonomischen Anreizinstrumenten, die über 
marktanaloge Preisanpassungen ein erwünschtes 
Verhalten herbeiführen sollen, sowie allgemein 
die Einschätzung von Marktvorgängen als einem 
reinen Instrument zur Erreichung vorab determi-
nierter, in der Regel quantitativer Zielvorgaben 
wird häufig mit marktwirtschaftlicher Umweltpo-
litik gleichgesetzt. Marktwirtschaft ist jedoch als 
komplexes, auf plurale Strukturen ausgerichtetes 
Koordinations- und Anreizsystem zu sehen, daß 
sowohl bei der Bestimmung von Zielsetzungen in 
bezug auf die Umweltnutzung als auch bei der 
Koordination unterschiedlicher individueller Vor-
stellungen über die Art und Weise der Zielerfül-
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lung auf dezentrale, den einzelnen Akteuren mög-
lichst umfangreiche Handlungsfreiräume ver-
schaffende Prozesse setzt. Hiermit sollen zum 
einen statisch das vorhandene Wissen und die 
bestehenden Wertvorstellungen bestmöglich in 
die umweltpolitische Entscheidungsfindung inte-
griert und so Risiken ineffizienter Ressourcennut-
zung sowie Vollzugsproblemen entgegengewirkt 
werden. Vor allem wird jedoch zum anderen ein 
Such- und Entdeckungsprozeß angestrebt, der 
auf die möglichst unbegrenzte Entwicklung und 
Erprobung vielfältiger, eigenständig einzelsituativ 
angepaßter Ideen zur Veränderung der Umwelt-
nutzung gerichtet ist. Grenzen der individuellen 
Freiheit werden in einem solchen System durch 
die Freiheit anderer gesetzt, wobei diese Grenzen 
den Handlungsfreiraum des einzelnen lediglich 
negativ definieren und keinerlei konkrete Anga-
ben über die Nutzung des Handlungsfreiraums 
enthalten. 
Wurde bislang bereits seitens der Ökonomie auf 
die Notwendigkeit marktwirtschaftlicher Refor-
men in der Umweltpolitik hingewiesen, zeigt sich 
dies heute vor dem Hintergrund eines veränder-
ten umweltpolitischen Handlungsbedarfs mehr 
denn je. Allgemein bezieht sich umweltpolitischer 
Handlungsbedarf auf eine Koordination konkur-
rierender - generationenübergreifender -
Ansprüche an Umweltfunktionen in einer Weise, 
daß sie ihrer effizientesten Nutzung zugeführt 
werden bzw. normativen Gerechtigkeits- und 
Sicherungsüberlegungen entsprochen wird (5). 
Zu diesem Zweck bedarf es Informationen über 
Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge einzelner 
Umweltnutzungen in räumlicher und zeitlicher 
Hinsicht sowie ihrer Bewertung und permanenter 
Anreize an die einzelnen Akteure, zu diesen Infor-
mationen sowie zur Entschärfung des Koordina-
tionsproblems mittels innovativer Ideen in bezug 
auf die Umweltnutzung - bspw. Produktionsver-
fahren, Produkte, Organisationsformen oder 
Konsumweisen - beizutragen. Veränderte Bedin-
gungen sind an zwei entscheidenden Aspekten 
festzumachen. 
• Veränderte Bedingungen: 
Komplexität und 
Vollzugsgrenzen 
Auf der einen Seite wächst zunehmend die Ein-
sicht in die Komplexität umweltpolitischer Pro-
blemstellungen (6). Je größer der Fundus 
natur- und ingenieurswissenschaftlicher Kennt-
nisse geworden ist, umso deutlicher wird 
zugleich, daß abschließende Aussagen über 
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umweltrelevante Kausalzusammenhänge, mögli-
che Synergie- und Kumulationswirkungen sowie 
die Gestaltung zukünftiger Belastungsmuster 
begrenzt und permanenten Veränderungen und 
Widerlegungen unterworfen sind. Die Entwick-
lung hin zu globalisierten Marktprozessen, zu 
einer international diversifizierten Standörtpoli-
tik der Unternehmen, zu intensiveren politi-
schen und kulturellen Verflechtungen zwischen 
den Gesellschaften weltweit, bedingt darüber 
hinaus, daß Reaktionsmechanismen auf eine 
begrenzte Verfügbarkeit von Umweltressourcen 
komplexe Wirkungsketten nach sich ziehen, die 
ex-ante kaum absehbar erscheinen und die 
Wirksamkeit staatlicher Umweltpolitik in Frage 
stellen. Man ist somit informiert über den hohen 
Grad an Nichtwissen, über die Folgen menschli-
chen Handelns und denkbarer Eingriffe zu ihrer 
Verringerung, zugleich aber auch angesichts der 
nicht absehbaren langfristigen und irreversiblen 
Effekte über die Möglichkeit weitreichender 
Konsequenzen eines Nichthandeins. Eine Politik 
der pauschalen Minimierung des Risikos durch 
eine kooperativ zwischen gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen vereinbarte Reduktion der 
Umweltnutzung und eine Begrenzung der Ein-
bindung in globalisierte Strukturen mittels einer 
Konzentration auf regionale Netzwerke erhöht 
demgegenüber die Wahrscheinlichkeit eines 
Verlustes von Chancen. Bei einer differenzierten 
Betrachtung einzelner Risikofälle könnten die 
mit der Hinnahme von Risiken verbundenen 
Chancen einer Befriedigung menschlicher 
Bedürfnisse oder Stützung ökosystemarer Struk-
turen durchaus überwiegen und die Akzeptanz 
der umweltpolitischen Strategie insgesamt in 
Frage stellen. Überdies mindert die pauschale 
Risikominimierung und der damit verbundene 
Eindruck von Sicherheit die Fähigkeit, auf ange-
sichts der bestehenden Ungewißheit unaus-
weichlich auftretende neue Risiken reagieren zu 
können. Marktwirtschaftliche Umweltpolitik 
setzt demgegenüber auf dezentrale, von den 
Individuen ausgehende Einschätzungen von 
Risikofällen und damit verbundene vielfältige 
Ansätze zum Umgang mit Risiken, was wieder-
um die Flexibilität der Gesellschaft insgesamt 
erhöht. 
Auf der anderen Seite korrespondiert die Un-
übersichtlichkeit des Entscheidungsproblems 
mit einer zunehmenden Offenlegung um-
weltpolitischer Vollzugsgrenzen. Gerade die 
Ungewißheit hinsichtlich des Umfangs und der 
Art erforderlicher Umweltschutzmaßnahmen 
weist auf das hohe Maß normativer Einschät-
zungen bei der Entscheidung über Einschrän-
kungen der Umweltnutzung. Diese normativen 
Vorstellungen hängen von vielfältigen einzel-
situativen Faktoren ab und werden bei jedem 
Individuum unterschiedlich ausfallen. Einge-
denk des - unterschiedliche Räume betreffen-
den - Kollektivgutcharakters zahlreicher 
Umweltfunktionen sind diese unterschiedlichen 
Vorstellungen miteinander zu koordinieren, da 
isolierte Maßnahmen eines einzelnen von dem 
Umweltnutzungsverhalten anderer konterkariert 
werden können. Wird jedoch bei der Koordina-
tion staatlicherseits den unterschiedlichen Wert-
vorstellungen nur unzureichend Rechnung 
getragen, so verstärken sich Anreize, nach Aus-
weichmöglichkeiten zu suchen. Umweltschutz-
maßnahmen können insoweit ins Leere laufen 
und - wichtiger noch - die Bereitschaft der 
Akteure, eigenständig ihr Wissen über Wir-
kungsmechanismen und Möglichkeiten zur Ein-
schränkung der Umweltnutzung zu erhöhen, 
wird gesenkt. 
• Wettbewerb und Umweltpolitik 
Dem setzt eine marktwirtschaftliche Umweltpo-
litik wettbewerbliche Mechanismen gegenüber. 
Ausgehend von einem Regelungsrahmen, der 
für alle Beteiligten hinnehmbar erscheint, weil 
er wesentliche Voraussetzungen für eine verant-
wortungsbewußte, planbare und den indivi-
duellen Wertvorstellungen entsprechende 
Umweltnutzung enthält - bspw. den Zugang zu 
Informationen über Anreize zu einer Umweltbi-
lanzierung sowie die Implementierung von 
Informationsmärkten, einen Mindestschutz vor 
unmittelbaren Gefahren sowie effektive Haf-
tungsregelungen - wird das Eigeninteresse der 
Akteure an einer einzelwirtschaftlich effizienten 
Anpassung an diesen Regelrahmen, die somit 
bspw. auch spezifischen Bewertungen der Erhal-
tung von Umweltfunktionen Rechnung tragen 
kann, dazu genutzt, permanente gesellschaftli-
che Such- und Entdeckungsprozesse auszulö-
sen. Diejenigen potentiell Geschädigten und 
Schädiger, die sich kreativ mit der Anpassung an 
einen solchen Rahmen auseinandersetzen, 
erhalten somit Wettbewerbsvorteile beim Voll-
zug und zugleich Anreize, an einer allgemeinen 
Stärkung der Vollzugswirkung zu partizipieren. 
Damit werden vielfältige Anpassungsmechanis-
men ermöglicht, die spezifischen einzelsituati-
ven Besonderheiten Rechnung tragen können. 
Vollzugsansätze, die hingegen diese Vielfalt zu 
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erprobender Anpassungsformen begrenzen, 
mindern den Handlungsfreiraum einer Gesell-
schaft zur Reaktion auf die Feststellung sich 
zunehmend verknappender Umweltnutzungs-
spielräume. Faßt man zusammen, so lassen sich 
Effizienz-, aber auch Gerechtigkeits- und Siche-
rungsargumente für eine Ausrichtung an markt-
wirtschaftlichen Konzeptionen in der Umweltpo-
litik anführen. 
Bislang wurden Kooperationsformen lediglich 
negativ von marktwirtschaftlicher Umweltpolitik 
abgegrenzt. Es wurde darauf hingewiesen, daß 
in der Praxis vorherrschende Konzeptionen, die 
unter Konsens die Vereinbarung determinieren-
der Zielvorgaben zwischen Politikern und Inter-
essengruppen verstehen und Kooperationen als 
Mittel zur gemeinsamen Verwirklichung dieser 
Ziele einbinden, zu einer Mesalliance mit der 
Marktwirtschaft führen. Abschließend ist die-
sem Verständnis eine Konsens- und Kooperati-
onsterminologie entgegenzusetzen, die markt-
wirtschaftlichen Anforderungen entspricht und 
marktwirtschaftliche Umweltpolitik erst ermög-
licht. 
• Kooperation in einer 
marktwirtschaftlichen 
Umweltpolitik 
Die erweiterte Interpretation des Koopera-
tionsbegriffs bezieht sich auf zwei Ebenen. 
Zum einen ist abstrakt auf die grundsätzliche 
Vereinbarung der Art und Weise des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens und der Austra-
gung gesellschaftlicher Konflikte zu verweisen. 
Marktwirtschaft basiert auf einem allgemeinen 
konstitutionellen Rahmen, der allen Individuen 
gleichberechtigten Zugang zu einem freiheit-
lich ausgestalten Koordinations- und Wettbe-
werbssystem gewährt und dabei die Einhaltung 
rechtlicher Grenzen sicherstellt, die durch die 
Freiheit der anderen und die Regeln des Koor-
dinationsverfahrens - bspw. Vertragsschutz 
und Kartellverbote - definiert werden. Die 
Implementation und Anwendung eines solchen 
konstitutionellen Rahmens setzt einen gesell-
schaftlichen Konsens voraus, der sich nicht 
auf konkrete Implikationen - bspw. die Zuläs-
sigkeit einzelner Umweltnutzungsformen -
bezieht, sondern auf die Möglichkeiten des 
einzelnen, seine Zielsetzungen innerhalb der 
Koordinationsverfahren mit ungewissem 
Ausgang zu verfolgen. Kooperation meint auf 
dieser Ebene nicht nur die Befolgung kodifi-
zierter Regelungen. Wichtiger ist hierbei die 
Bereitschaft des einzelnen, Koordinationspro-
zesse zu akzeptieren und durch eigenständige 
und selbstverantwortliche Handlungen mit 
Leben zu füllen. Nur wenn Informations- und 
Risikomärkte genutzt, Haftungsansprüche ein-
geklagt und politische Partizipationspotentiale 
bei der Feststellung unmittelbarer Gefahren 
wahrgenommen werden, können wettbewerb-
liche Anreizmechanismen und damit verbunde-
ne Zwänge zu verstärktem effizienzorientierten 
Nachdenken bei der Umweltnutzung Einzug in 
die Umweltpolitik finden. 
Diese Kooperation in der „großen, offenen 
Gesellschaft" setzt allerdings zum anderen 
kleinere dezentrale Kooperationsformen auf 
unteren Ebenen voraus. Häufig führen Trans-
aktionskosten, begründet durch die Komple-
xität der Zusammenhänge, aber auch durch 
ökonomische oder psychologische Blockaden 
dazu, daß Individuen sich nicht an Koordina-
tionsvorgängen beteiligen. Hier können Koope-
rationen zu einer Senkung der Transaktions-
kosten beitragen. Zu unterscheiden sind 
Kooperationen, die Wirtschaftssubjekte mit 
gleicher Interessenlage entwickeln, um primär 
Skalenerträge durch die Gruppengröße zu 
erzielen (bspw. Bürgerbewegungen, Unterneh-
mensverbände), und Kooperationen zwischen 
Akteuren mit unterschiedlichen Handlungs-
möglichkeiten und -motivationen, jedoch mit 
der Möglichkeit von Kooperationserträgen 
durch die gemeinsame Nutzung von Speziali-
sierungsvorteilen bei gleichzeitiger Akzeptanz 
der jeweiligen Zielsetzungen (bspw. zwischen 
Verbraucher- oder Umweltschutzverbänden, 
Unternehmen und Informations-Agenturen). 
Diese Kooperationsformen schaffen häufig erst 
die Voraussetzungen zur Koordination, indem 
sie bspw. Schadenersatzklagen oder dezentrale 
Verhandlungen zwischen Schädigern und 
Geschädigten ermöglichen. 
Dies kennzeichnet wiederum zugleich die 
Grenzen des Einsatzes dieser Kooperations-
formen. Wenn kooperative Vereinbarungen 
zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen 
bzw. deren Repräsentanten zu einer Ablösung 
pluralistischer Entscheidungsprozesse genutzt 
werden, indem allgemein konkrete Zielvorga-
ben der Umweltnutzung als „Konsens" einzig 
auf der Basis der Interessen der Beteiligten 
festgeschrieben oder wettbewerbliche Struktu-
ren durch faktische Kartelle ausgehebelt wer-
den, werden an die Stelle einer transaktions-
kostensenkenden Forcierung des Wettbewerbs 
neue Barrieren auf dem Weg zu einer plurali-
stischen Auseinandersetzung mit unterschiedli-
chen Wertvorstellungen und Ideen gesetzt. 
Kooperation und marktwirtschaftliche Umwelt-
politik müssen somit keine Mésalliance einge-
hen, in der Praxis kommt es jedoch häufig auf-
grund eines begrenzten 
Kooperationsverständnisses 
zu dieser Konstellation. Kooperation wird 
sogar zu einer conditio sine qua non für 
marktwirtschaftliche Umweltpolitik, wenn sie 
auf einem konsensualen Verständnis der 
Marktwirtschaft aufbaut, die darauf abzielt, 
widerstreitende normative Vorstellungen über 
die Umweltnutzung gleichberechtigt einem plu-
ralistischen gesellschaftlichen Abstimmungs-
verfahren zu unter-ziehen. 
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